
 

  

S 6 AL 328/01

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Bundesrepublik Deutschland
Sozialgericht Bundessozialgericht
Sachgebiet Arbeitslosenversicherung
Abteilung 11a
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze -
Normenkette -

1. Instanz

Aktenzeichen S 6 AL 328/01
Datum 12.06.2003

2. Instanz

Aktenzeichen L 8 AL 275/03
Datum 15.10.2004

3. Instanz

Datum 31.01.2006

Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil des Bayerischen Landessozialgerichts
vom 15. Oktober 2004 aufgehoben und die Sache zur erneuten Verhandlung und
Entscheidung an das Landessozialgericht zurÃ¼ckverwiesen.

GrÃ¼nde:

I

Streitig ist die RechtmÃ¤Ã�igkeit der rÃ¼ckwirkenden Aufhebung der Bewilligung
von Arbeitslosenhilfe (Alhi) fÃ¼r die Zeit vom 8. November bis 5. Dezember 2000
und einer hierauf beruhenden Erstattungsforderung.

Die Beklagte bewilligte dem 1963 geborenen KlÃ¤ger nach vorherigem Bezug von
Arbeitslosengeld mit Wirkung ab 25. September 2000 Alhi. Bei einer persÃ¶nlichen
Vorsprache am 8. November 2000 wurde ihm im Arbeitsamt (AA) P. ein Schreiben
mit einer Aufforderung zu EigenbemÃ¼hungen nach Â§ 119 Sozialgesetzbuch
Drittes Buch (SGB III) Ã¼bergeben, in dem ua ausgefÃ¼hrt wurde:

"Sie haben erklÃ¤rt, alle MÃ¶glichkeiten zur Beendigung Ihrer
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BeschÃ¤ftigungslosigkeit zu nutzen und nutzen zu wollen. Wie Sie wissen, sind
solche BemÃ¼hungen, die Ã¼ber die bloÃ�e Inanspruchnahme der Beratungs- und
Vermittlungsdienste der ArbeitsÃ¤mter hinausgehen mÃ¼ssen, zwingende
Voraussetzung fÃ¼r den Leistungsanspruch. Die nachfolgenden
EigenbemÃ¼hungen sind daher von Ihnen zu unternehmen: EigenbemÃ¼hungen
bei mindestens 5 Arbeitgebern Um prÃ¼fen zu kÃ¶nnen, ob die Voraussetzungen
fÃ¼r die Zahlung der Leistung weiterhin vorliegen, fordere ich Sie gemÃ¤Ã� Â§ 119
Abs 5 SGB III auf, mir am 05.12.00 um 8.00 Uhr im Arbeitsamt Passau, Zimmer 339
entsprechende Nachweise vorzulegen bzw Ã¼berprÃ¼fbare Angaben zu machen."

Die dem Schreiben beigefÃ¼gte "Rechtsfolgenbelehrung" wies ua darauf hin, dass
fÃ¼r den Fall nicht ausreichender EigenbemÃ¼hungen die Leistungsbewilligung
fÃ¼r den Zeitraum ab Zugang des Aufforderungsschreibens bis zu dem genannten
Nachweistermin zurÃ¼ckzunehmen oder aufzuheben (Â§Â§ 45, 48 Sozialgesetzbuch
Zehntes Buch (SGB X) iVm Â§ 330 SGB III) sei. Ferner sei beabsichtigt, die Leistung
wegen fehlender Mitwirkung bis zu deren Nachholung gemÃ¤Ã� Â§ 66
Sozialgesetzbuch Erstes Buch (SGB I) ganz zu entziehen bzw zu versagen, sofern
dem AA die geforderten Nachweise Ã¼ber die EigenbemÃ¼hungen nicht bis zu
dem angegebenen Termin vorgelegt wÃ¼rden. Nach der anschlieÃ�enden
"Rechtsbehelfsbelehrung" war der Widerspruch gegen "diesen Bescheid" innerhalb
eines Monats zulÃ¤ssig; die Pflicht zu EigenbemÃ¼hungen bzw Vorlage von
Nachweisen bestehe jedoch auch fÃ¼r den Fall der Erhebung eines Widerspruchs,
dieser habe "keine aufschiebende Wirkung".

Nach einem Vermerk der Beklagten sprach die Ehefrau des KlÃ¤gers am 5.
Dezember 2000 beim AA vor und Ã¼bergab eine
ArbeitsunfÃ¤higkeitsbescheinigung des Allgemeinarztes Dr. G. fÃ¼r die Zeit ab 5.
bis voraussichtlich 8. Dezember 2000. Nachweise Ã¼ber EigenbemÃ¼hungen legte
der KlÃ¤ger nicht vor.

Mit Bescheid vom 14. Dezember 2000 idF des Widerspruchsbescheids vom 23.
Februar 2001 entzog die Beklagte dem KlÃ¤ger die Alhi mit Wirkung ab 17.
Dezember 2000; diese Entscheidung ist Gegenstand des Parallelverfahrens B 11a
AL 5/05 R.

Mit Bescheid vom 21. MÃ¤rz 2001 hob die Beklagte die Bewilligung von Alhi fÃ¼r
die Zeit vom 8. November bis 5. Dezember 2000 auf und forderte die Erstattung
bezogener Leistungen in HÃ¶he von 1.299,48 DM. Zur BegrÃ¼ndung fÃ¼hrte die
Beklagte ua aus, der KlÃ¤ger habe in einem BeratungsgesprÃ¤ch vom 9. MÃ¤rz
2001 erklÃ¤rt, in der Zeit vom 8. November bis 5. Dezember 2000 keine
EigenbemÃ¼hungen unternommen zu haben; er habe gewusst bzw wissen
mÃ¼ssen, dass dies zum Wegfall bzw zum Verlust des Anspruchs fÃ¼hre. Mit
weiterem Bescheid vom 28. MÃ¤rz 2001 forderte die Beklagte unter Hinweis auf die
rÃ¼ckwirkende Aufhebung der Alhi-Bewilligung auch die Erstattung der in der Zeit
vom 8. November bis 5. Dezember 2000 abgefÃ¼hrten BeitrÃ¤ge zur Kranken- und
Pflegeversicherung in HÃ¶he von 337,74 DM.

Gegen den Bescheid vom 21. MÃ¤rz 2001 erhob der KlÃ¤ger durch seinen
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BevollmÃ¤chtigten Widerspruch, legte ein Attest des Dr. G. vom 8. MÃ¤rz 2001 vor
und machte geltend, er habe ab 8. November 2000 auf Grund seiner Krankheit
keine EigenbemÃ¼hungen unternehmen kÃ¶nnen, und die Leistung habe nicht
rÃ¼ckwirkend entzogen werden dÃ¼rfen. Daraufhin gab die Beklagte mit Schreiben
vom 26. Juli 2001 unter Hinweis auf die bislang nicht erfolgte AnhÃ¶rung gemÃ¤Ã� 
Â§ 24 SGB X Gelegenheit zur ergÃ¤nzenden Stellungnahme. Mit
Widerspruchsbescheid vom 27. August 2001 wies die Beklagte sodann den
Widerspruch gegen den Bescheid vom 21. MÃ¤rz 2001 zurÃ¼ck.

Das Sozialgericht (SG) hat die auf Aufhebung des Bescheids vom 21. MÃ¤rz 2001 in
der Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 27. August 2001 gerichtete Klage
abgewiesen (Urteil vom 12. Juni 2003). Auf die Berufung des KlÃ¤gers hat das
Landessozialgericht (LSG) die erstinstanzliche Entscheidung und die Bescheide vom
21. und 28. MÃ¤rz 2001 in der Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 27. August
2001 aufgehoben. In den EntscheidungsgrÃ¼nden hat das LSG ua ausgefÃ¼hrt: Die
Beklagte sei nicht berechtigt gewesen, die Alhi-Bewilligung fÃ¼r die Zeit vom 8.
November bis 5. Dezember 2000 rÃ¼ckwirkend nach Â§ 48 SGB X aufzuheben. Von
einer Feststellung, der Arbeitslose wolle nicht im Sinne des Â§ 119 SGB III alle
MÃ¶glichkeiten einer Beendigung der BeschÃ¤ftigungslosigkeit nutzen, kÃ¶nne
allenfalls ab dem Zeitpunkt ausgegangen werden, zu dem der KlÃ¤ger entgegen der
ihm im Schreiben vom 8. November 2000 auferlegten Pflicht nicht beim AA seine
EigenbemÃ¼hungen nachgewiesen habe, also ab 5. bzw 6. Dezember 2000. Mit der
Annahme, der Anspruch des KlÃ¤gers sei bereits am 8. November 2000 erloschen,
setze sich die Beklagte in Widerspruch zu ihrem eigenen Verhalten, nÃ¤mlich fÃ¼r
den Nachweis eine Frist bis 5. Dezember zu setzen. Zudem habe der KlÃ¤ger trotz
der ihm erteilten Rechtsfolgenbelehrung nicht bereits am 8. November wissen
kÃ¶nnen, dass der Anspruch ab diesem Zeitpunkt weggefallen sei, weshalb auch die
(subjektiven) Voraussetzungen des Â§ 48 Abs 1 Satz 2 Nr 4 SGB X nicht gegeben
seien. Eine Umdeutung der RÃ¼cknahmeentscheidung in eine Versagung nach Â§
66 SGB I sei ebenfalls nicht mÃ¶glich.

Mit der vom LSG zugelassenen Revision rÃ¼gt die Beklagte eine Verletzung des Â§
48 Abs 1 Satz 2 Nr 4 SGB X iVm Â§ 330 Abs 3 Satz 1 SGB III sowie des Â§ 119 Abs 5
Satz 2 SGB III. Durch die Nichtvorlage der geforderten Nachweise sei erwiesen, dass
der KlÃ¤ger von Beginn seiner Nachweispflicht an â�� also seit 8. November 2000
â�� nichts unternommen habe, um seine Arbeitslosigkeit zu beseitigen. Erwiesen
sei deshalb auch, dass die Anspruchsvoraussetzung der
Arbeitslosigkeit/BeschÃ¤ftigungssuche seit dem genannten Tag und damit nach
Wirksamwerden der Bewilligung nicht mehr vorgelegen habe. Auch die subjektiven
Voraussetzungen des Â§ 48 Abs 1 Satz 2 Nr 4 SGB X seien gegeben; denn der
KlÃ¤ger habe am 8. November 2000 die Aufforderung zum Nachweis von
EigenbemÃ¼hungen und einen Auszug aus den gesetzlichen Bestimmungen
erhalten und zur Kenntnis genommen.

Die Beklagte beantragt, das Urteil des LSG vom 15. Oktober 2004 aufzuheben und
die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des SG vom 12. Juni 2003
zurÃ¼ckzuweisen.
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Der KlÃ¤ger beantragt, die Revision der Beklagten zurÃ¼ckzuweisen.

Er hÃ¤lt das angefochtene Urteil fÃ¼r zutreffend und trÃ¤gt ergÃ¤nzend vor, die
Rechtsauffassung des LSG widerspreche entgegen dem Vorbringen der Beklagten
nicht der Funktion des Nachweisverlangens. Denn der Arbeitslose habe einen
Leistungsanspruch bis zum Ablauf der Nachweisfrist und, falls er der
Nachweispflicht nicht nachkomme, erst wieder ab Vorlage von Nachweisen. Eine
Ausdehnung der RÃ¼cknahme auf die Vergangenheit sei nicht erforderlich.

II

Die Revision ist im Sinne der Aufhebung des angefochtenen Urteils und der
ZurÃ¼ckverweisung begrÃ¼ndet.

1. Streitgegenstand des Revisionsverfahrens sind die Bescheide der Beklagten vom
21. und 28. MÃ¤rz 2001 in der Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 27. August
2001.

Gegenstand der Entscheidung ist auÃ�erdem das als "formaler" Verwaltungsakt
ausgestaltete Schreiben der Beklagten vom 8. November 2000 (Aufforderung zu
EigenbemÃ¼hungen mit Rechtsfolgen- und Rechtsbehelfsbelehrung; vgl zur
Auslegung eines sinngemÃ¤Ã� auf Ã�berprÃ¼fung eines solchen formalen
Bescheids gerichteten Klagebegehrens: Urteil des 7. Senats des
Bundessozialgerichts (BSG) vom 20. Oktober 2005 â�� B 7a AL 18/05 R -, zur
VerÃ¶ffentlichung in BSGE vorgesehen, RdNr 11 und 12, ua mit Hinweisen auf BSGE
91, 68 RdNr 10 ff = SozR 4-1300 Â§ 31 Nr 1 sowie BSG SozR 3-4100 Â§ 119 Nr 23 S
118). Denn bei verstÃ¤ndiger WÃ¼rdigung seines Begehrens ist anzunehmen, dass
sich der KlÃ¤ger mit seinem Widerspruch auch gegen die beiden VerfÃ¼gungen der
Beklagten Ã¼ber die Vornahme bestimmter EigenbemÃ¼hungen und die Vorlage
entsprechender Nachweise gewandt hat, zumal sich der Aufhebungsbescheid
zeitlich und inhaltlich auf das Aufforderungsschreiben vom 8. November 2000
stÃ¼tzt.

2. Nach den bislang getroffenen tatsÃ¤chlichen Feststellungen kann die Frage, ob
die Beklagte zu Recht die Alhi-Bewilligung rÃ¼ckwirkend fÃ¼r die Zeit vom 8.
November bis 5. Dezember 2000 aufgehoben hat, nicht abschlieÃ�end beurteilt
werden.

a) Entgegen der Auffassung des LSG kann die RechtmÃ¤Ã�igkeit der auf Â§ 48 Abs
1 Satz 2 SGB X iVm Â§ 330 Abs 3 Satz 1 SGB III gestÃ¼tzten rÃ¼ckwirkenden Alhi-
Aufhebung nicht schon mit der BegrÃ¼ndung verneint werden, es kÃ¶nne von einer
wesentlichen Ã�nderung im Sinne des Wegfalls der Anspruchsvoraussetzung
Arbeitslosigkeit allenfalls ab 6. Dezember 2000 â�� also erst nach Ablauf der vom
AA gesetzten Frist â�� ausgegangen werden. Diese Auffassung wird den
Besonderheiten der in Â§ 119 SGB III geregelten Obliegenheit zu so genannten
EigenbemÃ¼hungen bzw der hierzu dem Arbeitslosen auferlegten Nachweispflicht
nicht gerecht.
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Nach Â§ 119 Abs 1 Satz 1 SGB III in der hier maÃ�geblichen, bis zum 31. Dezember
2004 gÃ¼ltigen Fassung (vgl Art 124 des Dritten Gesetzes fÃ¼r moderne
Dienstleistungen am Arbeitsmarkt vom 23. Dezember 2003, BGBl I 2848) sucht nur
der eine BeschÃ¤ftigung und ist deshalb auch nur der arbeitslos im Sinne des Â§
118 Abs 1 SGB III, der alle MÃ¶glichkeiten nutzt und nutzen will, um seine
BeschÃ¤ftigungslosigkeit zu beenden. Nach Â§ 119 Abs 5 Satz 1 SGB III hat das AA
(heute Agentur fÃ¼r Arbeit) den Arbeitslosen bei der Arbeitslosmeldung auf seine
Verpflichtung nach Abs 1 Nr 1 besonders hinzuweisen. Auf Verlangen des AA hat der
Arbeitslose seine EigenbemÃ¼hungen nachzuweisen, wenn er rechtzeitig auf die
Nachweispflicht hingewiesen worden ist (Satz 2).

Der 7. Senat des BSG hat im Urteil vom 20. Oktober 2005 (B 7a AL 18/05 R, zur
VerÃ¶ffentlichung in BSGE vorgesehen) ausgefÃ¼hrt, dass es sich bei den vom
Gesetz geforderten EigenbemÃ¼hungen (Â§ 119 Abs 1 Nr 1 SGB III) um eine zur
Anspruchsvoraussetzung gewordene versicherungsrechtliche Obliegenheit handelt
(Anschluss an BSGE 86, 147, 149 = SozR 3-4300 Â§ 156 Nr 1), die sich ua durch
entsprechende Hinweise der Beklagten gemÃ¤Ã� Â§ 119 Abs 5 Satz 1 SGB III
hinreichend konkretisieren lÃ¤sst, wobei die Konkretisierung am MaÃ�stab der
Zumutbarkeit zu messen ist (vgl ua RdNr 28, 29 des Urteils vom 20. Oktober 2005).
Der 7. Senat hat in dem vorbezeichneten Urteil weiter dargelegt, dass die fÃ¼r den
Wegfall der Anspruchsvoraussetzung erhebliche Obliegenheitsverletzung ein nach
einem subjektiven FahrlÃ¤ssigkeitsmaÃ�stab zu beurteilendes schuldhaftes
Verhalten des Arbeitslosen voraussetzt (vgl RdNr 33, Anschluss ua an das Urteil des
erkennenden Senats vom 25. Mai 2005 â�� B 11a/11 AL 81/04 R -) und dass ferner
die Regelung in Â§ 119 Abs 5 Satz 2 SGB III zur Nachweispflicht des Arbeitslosen
nicht etwa als Durchbrechung des Amtermittlungsprinzips (Â§ 20 SGB X bzw Â§ 103
Sozialgerichtsgesetz (SGG)), sondern allenfalls unter bestimmten UmstÃ¤nden im
Sinne einer Regelung zur materiellen Beweislast zu verstehen ist (vgl RdNr 31).
Daraus folgt, dass wegen der im gesamten Nachweiszeitraum bestehenden Pflicht
des KlÃ¤gers zu EigenbemÃ¼hungen die Beklagte nicht schon auf Grund der
ErÃ¶ffnung einer NachweismÃ¶glichkeit bis zu einem bestimmten Zeitpunkt
gehindert sein kann, die Leistungsbewilligung bereits mit Wirkung ab Zugang des
Konkretisierungsschreibens aufzuheben (vgl insbesondere RdNr 34 ff des Urteils
vom 20. Oktober 2005). Dieser Rechtsprechung des 7. Senats schlieÃ�t sich der
erkennende Senat an.

Nach diesen MaÃ�stÃ¤ben muss unter Zugrundelegung der bislang vom LSG
getroffenen tatsÃ¤chlichen Feststellungen zunÃ¤chst angenommen werden, dass
die Beklagte mit dem Aufforderungsschreiben vom 8. November 2000 die
Obliegenheit des KlÃ¤gers hinreichend konkretisiert und ihm auch keine
unzumutbaren BemÃ¼hungen abverlangt hat. Denn dem Schreiben vom 8.
November 2000 lÃ¤sst sich nach dem objektiven ErklÃ¤rungsinhalt trotz einer
gewissen UnÃ¼bersichtlichkeit der im Rahmen der "Rechtsfolgenbelehrung"
gemachten AusfÃ¼hrungen entnehmen, dass vom KlÃ¤ger verlangt worden ist,
"EigenbemÃ¼hungen bei mindestens 5 Arbeitgebern" zu unternehmen und etwa
innerhalb eines Monats "entsprechende Nachweise vorzulegen bzw
Ã¼berprÃ¼fbare Angaben zu machen", ohne an die Art des Nachweises (zB
Bescheinigung des Arbeitgebers, eigene Aufzeichnungen des Arbeitslosen)
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besondere Anforderungen zu stellen. Dieses Verlangen kann bei objektiver
Betrachtungsweise â�� gemessen am MaÃ�stab der Zumutbarkeit und am
Grundsatz der VerhÃ¤ltnismÃ¤Ã�igkeit (vgl Urteil des 7. Senats vom 20. Oktober
2005, aaO, insbesondere RdNr 29) â�� nicht als fÃ¼r den KlÃ¤ger unzumutbar
angesehen werden.

Davon zu unterscheiden ist die Frage, ob die Anspruchsvoraussetzung der
Arbeitslosigkeit bereits vor Ablauf der vom AA gesetzten Frist weggefallen ist. Der
Rechtsansicht, die Beklagte setze sich mit ihrer Annahme eines Wegfalls des
Anspruchs bereits ab 8. November 2000 in Widerspruch zu ihrem eigenen Verhalten
(Fristsetzung bis 5. Dezember 2000), ist â�� im Anschluss an die Rechtsprechung
des 7. Senats vom 20. Oktober 2005 â�� nicht zu folgen. Von der Beklagten bzw im
vorliegenden Streitfall vom LSG ist vielmehr zu prÃ¼fen, ob der KlÃ¤ger in der
maÃ�geblichen Zeit ab Zugang des Aufforderungsschreibens (8. November 2000)
EigenbemÃ¼hungen unternommen hat bzw ob er dies bei Anlegung eines
subjektiven FahrlÃ¤ssigkeitsmaÃ�stabs schuldhaft unterlassen hat. Insoweit wird
das LSG einerseits Gelegenheit zur Klarstellung erhalten, inwieweit das Vorbringen
des KlÃ¤gers im Parallelverfahren B 11a AL 5/05 R â�� er habe sich mehrfach
ergebnislos telefonisch beworben â�� den Tatsachen entspricht. Andererseits wird
es vorrangig notwendig sein, eindeutige tatsÃ¤chliche Feststellungen zum
Vorbringen des KlÃ¤gers zu treffen, er sei jedenfalls in der fraglichen Zeit ab 8.
November 2000 infolge von Krankheit zu EigenbemÃ¼hungen nicht in der Lage
gewesen. Insoweit kÃ¶nnte eine rÃ¼ckwirkende Aufhebung nach Â§ 48 Abs 1 SGB X
unter dem Gesichtspunkt fehlender Arbeitslosigkeit wegen unzureichender
EigenbemÃ¼hungen schon deswegen ausscheiden, weil dem KlÃ¤ger jedenfalls
keine schuldhafte Verletzung einer Obliegenheit vorgehalten werden kann.

Sollte sich das Vorbringen des KlÃ¤gers, er sei zu EigenbemÃ¼hungen
gesundheitlich nicht in der Lage gewesen, ganz oder teilweise als unzutreffend
erweisen, kÃ¤me es darauf an, ob und welche EigenbemÃ¼hungen der KlÃ¤ger im
streitgegenstÃ¤ndlichen Zeitraum und auch in der Zeit davor unternommen hat und
welche Folgerungen hieraus unter BerÃ¼cksichtigung des Aufforderungsschreibens
der Beklagten sowie frÃ¼herer gegebener Hinweise im Hinblick auf das Merkmal
der Arbeitslosigkeit zu ziehen sind. In diesem Zusammenhang ist uU auch auf den
im Widerspruchsbescheid bzw im SG-Urteil behandelten Gesichtspunkt einzugehen,
der KlÃ¤ger sei mÃ¶glicherweise wegen ArbeitsunfÃ¤higkeit nicht verfÃ¼gbar
gewesen und es bestehe kein Anspruch auf Leistungsfortzahlung gemÃ¤Ã� Â§ 126
SGB III wegen nicht rechtzeitiger Vorlage einer Ã¤rztlichen Bescheinigung. Sollte
festgestellt werden, dass der KlÃ¤ger wÃ¤hrend des Leistungsbezugs infolge von
Krankheit zeitweise arbeitsunfÃ¤hig gewesen ist, wÃ¼rde die verspÃ¤tete Vorlage
einer ArbeitsunfÃ¤higkeitsbescheinigung die Beklagte und im Streitfall die Gerichte
nicht daran hindern, einen Anspruch auf Fortzahlung gemÃ¤Ã� Â§ 126 SGB III zu
bejahen (vgl Behrend in Eicher/Schlegel, SGB III, Â§ 126 RdNr 54 ff mwN; Valgolio in
Hauck/Noftz, SGB III, Â§ 126 RdNr 11; Winkler in Gagel, SGB III, Â§ 126 RdNr 7).

b) Dem Senat ist auch nicht aus anderen GrÃ¼nden eine abschlieÃ�ende
Entscheidung Ã¼ber die Frage der RechtmÃ¤Ã�igkeit des streitgegenstÃ¤ndlichen
Aufhebungsbescheids mÃ¶glich (Â§ 170 Abs 1 Satz 2 SGG).
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Nach den bislang vom LSG getroffenen tatsÃ¤chlichen Feststellungen kann nicht
abschlieÃ�end entschieden werden, ob der KlÃ¤ger wusste oder infolge grober
FahrlÃ¤ssigkeit nicht wusste, dass der sich aus dem â�� ursprÃ¼nglich Alhi
bewilligenden â�� Verwaltungsakt ergebende Anspruch weggefallen war (Â§ 48 Abs
1 Satz 2 Nr 4 SGB X). Eine positive Antwort auf diese Frage kann bereits deshalb
nicht gegeben werden, weil bisher nicht einmal der objektive Tatbestand des Â§ 48
Abs 1 SGB X festgestellt ist. Ebenso wenig kann jedoch angenommen werden, der
KlÃ¤ger habe in keinem Fall Ã¼ber eine Kenntnis oder zumindest grob fahrlÃ¤ssige
Unkenntnis iS des Â§ 48 Abs 1 Satz 2 Nr 4 SGB X verfÃ¼gt. Das LSG wird â�� soweit
erforderlich â�� im Rahmen der erneuten Entscheidung Gelegenheit zu eindeutigen
Feststellungen dazu erhalten, ob der KlÃ¤ger darauf vertrauen durfte, einen
Leistungsanspruch zu besitzen, wenn er die geforderten EigenbemÃ¼hungen
schuldhaft nicht unternehmen wÃ¼rde (vgl Urteil des 7. Senats vom 20. Oktober
2005, aaO, RdNr 37 mit Hinweis auf Harks NZS 2005, 500, 502). Hierbei wird zu
berÃ¼cksichtigen sein, welche Erkenntnisse der KlÃ¤ger aus der ihm erteilten
"Rechtsfolgenbelehrung" gewinnen konnte.

Dem LSG ist im Ã�brigen zuzustimmen, soweit es angenommen hat, der
streitgegenstÃ¤ndliche Aufhebungsbescheid kÃ¶nne nicht in eine
Entziehungsentscheidung nach Â§ 66 SGB I, die eine ErmessensausÃ¼bung
erfordert, umgedeutet werden (Â§ 43 Abs 3 SGB X, vgl Urteil des 7. Senats vom 20.
Oktober 2005, aaO, RdNr 39). AuÃ�erdem ermÃ¶glicht Â§ 66 SGB I keine
rÃ¼ckwirkende Leistungsentziehung (vgl BSG SozR 1200 Â§ 66 Nr 10).

3. Das LSG wird auch Ã¼ber die Kosten des Rechtsstreits abschlieÃ�end zu
befinden haben.

Erstellt am: 06.06.2006

Zuletzt verändert am: 20.12.2024
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